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A. Einleitung 

Anfang der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts setzte ein globaler Wandel 

in den sozialen Sicherungssystemen hin zu aktivierenden Leistungen 

ein, der eine stärkere Zusammenarbeit auf den Gebieten der Arbeitslo-

senhilfe und Sozialhilfe sowie eine stärkere Einbindung der Hilfeemp-

fänger mit sich brachte.1 Diese Intention lag auch der in Deutschland 

zum 01.01.2005 vollzogenen Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe 

und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Arbeitsuchende zu Grunde. Die-

se hat ihren Niederschlag im SGB II gefunden.2 Insbesondere durch 

Eingliederungen in Arbeit und Leistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhaltes soll die Hilfebedürftigkeit verringert bzw. ganz abgeschafft wer-

den. Die Erreichung dieses Ziels hängt  wie Abbildung 1 zeigt 

wesentlich von den insbesondere die Arbeitsmarktsituation beeinflus-

senden ökonomischen Bedingungen ab. 

 
Abbildung 1: Arbeitslosenquoten in Deutschland 

 

Quelle: Statistik der BA  Grundsicherung für Arbeitsuchende in Zahlen April 20113 

 
Im Jahr 2010 wurden fast 3,7 Mio. Bedarfsgemeinschaften mit ca. 7,1 

Mio. Hilfebedürftigen gezählt. Damit ist fast jeder 10. Bundesbürger hil-

                                                
1 Konle-Seidl, Wirtschaftsdienst 2009, 813. 
2 BT-Drs. 15/2259, S. 9; Münder, NJW 2004, 3209 (3210); Schwendy, TuP 2008, 204 
(208). 
3 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/201104/iiia7/grusi-in-zahlen/grusi-
in-zahlen-d-0-pdf.pdf vom 24.05.2011. 



2 

febedürftig. Ihre Betreuung erfolgt durch mehr als 75.000 Beschäftigte 

der beiden Träger  Bundesagentur für Arbeit (BA) und kommunale Trä-

ger , die dafür ca. 45 Mrd. Euro pro Jahr aufwenden. Dies verdeutlicht, 

dass die Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht nur aus wirtschaftli-

cher, sondern auch und besonders aus gesellschaftspolitischer Sicht 

eine überragende Rolle einnimmt.4 Dabei erwarten die Hilfebedürftigen 

vom Staat die Vermittlung von Arbeitsplätzen, einen besseren Zugang 

zu Qualifizierungs- und Weiterbildungsangeboten sowie Beratungen und 

Angebote bei individuellen Notlagen. Durch eine engere Zusammenar-

beit der Träger erhoffen sich Leistungsempfänger eine Ausweitung der 

individuellen Betreuung sowie bessere Erreichbarkeiten eines einheitli-

chen Ansprechpartners.5 

Damit gehen höhere Anforderungen an die öffentliche Verwaltung ein-

her, die auch ein Umdenken bei den Organisationsstrukturen erfordern. 

Die Kunst hierbei ist, ein angemessenes Verhältnis zwischen zentraler 

Steuerung durch bundeseinheitliche Vorgaben einerseits und individuell 

ausgerichteter Leistungserbringung durch Stärkung dezentraler Ent-

scheidungsspielräume andererseits zu finden.6 Mit einer Neugestaltung 

der Organisationsstrukturen sind grundlegende Verfassungsfragen so-

wie Grundfragen der Finanzierung zu klären. Der Bund trägt den  

größten Teil der Aufwendungen, wobei die kommunalen Träger ca. 25 % 

der Gesamtaufwendungen  ca. 10 Mrd. Euro  zu leisten haben.7 Dass 

eine gute Zusammenarbeit nicht zuletzt vom Zusammenwirken der Ak-

teure vor Ort abhängt, ist unbestritten.8 Eine einheitliche Organisation 

sollte aber auch unabhängig davon ein Mindestmaß an ordnungsge-

mäßer Leistungserfüllung gewährleisten.  

Die vorliegende Arbeit untersucht, ob und inwieweit Art. 91e Grundge-

setz (GG) Grundlage einer derartigen neuen Zusammenarbeit von Bund, 

Ländern und Kommunen seit dem 01.01.2011 darzustellen vermag. Da-

bei werden die hiermit verbundenen Verfassungsfragen unter Einbezie-

hung der ersten Erfahrungen der Praxis diskutiert. Hierzu wird im Ab-

schnitt B die Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende in den 

                                                
4 Nakielski, SoSi 2010, 165 (166). 
5 Hessisches Sozialministerium, Job-Center in Hessen, Wiesbaden, 2005, S. 44. 
6 Konle-Seidl, Wirtschaftsdienst 2009, 813. 
7 Stiftung Marktwirtschaft, Tagungsbericht vom 22.04.2008, Berlin, S. 2; Knigge, 
ZFSH/SGB 2009, 526. 
8 Ebenso: Schwendy, TuP 2008, 204 (208). 
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Jahren 2005 bis 2010 dargestellt und auf den hart umkämpften Kom-

promiss9 infolge des Urteils des BVerfG eingegangen. 

Sodann wird in Abschnitt C im I. Unterabschnitt die Neuorganisation 

infolge der Implementierung des Art. 91e in das GG vorgestellt. Hier 

werden insbesondere die Reichweite der Sperrwirkung der ausschließli-

chen Gesetzgebungskompetenz des Bundes und die beschränkte Ge-

setzgebungskompetenz der Länder diskutiert. 

Der II. Unterabschnitt stellt die gemeinsame Einrichtung (gE) und ihre 

Ausgestaltung vor. Hier wird sich zeigen, dass die vom SGB II offen ge-

lassene Frage in Bezug auf die Rechtsform der gE zu erheblichen 

Rechtsunsicherheiten führt. Dabei ist eine Ausgestaltung in öffentlich-

rechtlicher Form unbestritten10, jedoch ist fraglich, ob darüber hinaus 

auch eine private Rechtsform zulässig ist. Im Anschluss daran folgen im 

III. Unterabschnitt Ausführungen zur Entfristung und Ausweitung der 

zugelassenen kommunalen Träger (zkT), wobei insbesondere auf das 

Antragsverfahren bzgl. der Zulassung zur alleinigen kommunalen Auf-

gabenwahrnehmung eingegangen wird. In diesem Rahmen wird festzu-

stellen sein, dass die bundesgesetzliche Regelung zum Erfordernis der 

2/3-Mehrheit nach § 6a Abs. 2 S. 3 SGB II11 verfassungswidrig ist12 und 

der Erlass einer solchen Regelung der Gesetzgebungskompetenz viel-

mehr der Länder unterliegt. Wie IV. Unterabschnitt zeigen wird, hat die 

Neuorganisation nicht zu klaren Aufsichtsstrukturen  wie vom Gesetz-

geber beabsichtigt  geführt.13 Die Grundsicherung ist vielmehr nach wie 

vor geprägt von verschiedenen Aufsichtssträngen, die eine unterschied-

liche Aufsichtsintensität aufweisen und eine Harmonisierung nur in ei-

nem sehr stark begrenzten Umfang zulassen.14 Ein Überblick über die 

Möglichkeiten der Steuerung durch Zielvereinbarungen sowie über die 

einzelnen Zielvereinbarungen nach § 48b erfolgt im V. Unterabschnitt. 

Im VI. und letzten Unterabschnitt wird die überregionale Zusammenar-

beit in den vom SGB II vorgesehenen Gremien beleuchtet. Die größere 

Bedeutung kommt dabei dem Kooperationsausschuss zu, der zu weiten 

Teilen in die Grundsicherung für Arbeitsuchende auf Landesebene ein-

gebunden ist. Es wird dargelegt, dass eine Besetzung mit Vertretern der 

                                                
9 Henneke, DÖV 2006, 726; Knigge, ZFSH/SGB 2009, 526; Loos, NVwZ 2008, 514. 
10 Luthe, in: Hauck/Noftz, SGB II, § 44b, Rn. 9; Wendtland, in: Gagel, SGB II, § 44b, Rn. 
31ff. 
11 Im Folgenden sind Paragraphen ohne Gesetzesbezug solche des SGB II. 
12 Ebenso: Dyllick/Lorincz/ Neubauer, DVBl. 2011, 15 (21); Henneke, Der Landkreis 
2010, 371 (380); Zieglmeier, KommJur 2010, 441 (445). 
13 Dyllick/Lörincz/Neubauer, NJ 2011, 15 (20). 
14 Knigge, ZFSH/SGB 2009, 526 (534f.); Nakielski, SoSi 2010, 165 (172). 
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Träger nicht mit den dem Kooperationsausschuss obliegenden Aufga-

ben vereinbar ist. Den Abschluss der Arbeit bildet ein Fazit. 

B. Von den ARGEn zur gemeinsamen Einrichtung 

01.01.2005  Geburtsstunde der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

Sie ist der lang ersehnte Kompromiss des Vermittlungsausschusses15, 

der das Ergebnis einer langwierigen politischen Auseinandersetzung um 

die höchst umstrittene Neuausrichtung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-

hilfe darstellt.16 

I. Zusammenarbeit von 2005 bis 2010 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass sich eine einzige Or-

ganisationsform nicht durchsetzen konnte, sondern eine duale Träger-

schaft gem. § 6 Abs. 1 S. 1 Einzug in das SGB II gehalten hat. Danach 

sind Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende17 die BA und die 

kommunalen Träger. Letztere sind für die in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 ge-

nannten Leistungen  insbesondere Leistungen für Unterkunft und Hei-

zung  zuständig, die BA für alle übrigen. Diese Teilung basiert auf dem 

im Jahr 2003 beschlossenen Kompromiss des Vermittlungsausschus-

ses.18 Um trotz der geteilten Trägerschaft eine Leistungsgewährung aus 

einer Hand zu ermöglichen, wurde als Regelorganisationsform die ge-

meinsame Aufgabenwahrnehmung von BA und kommunalen Trägern in 

den Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) auf Grundlage des § 44b a.F.19 ins 

Leben gerufen. Gem. § 44b Abs. 1 S. 1 a.F. konnte eine ARGE durch 

privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Vertrag errichtet werden. 

Eine Rechtsform wurde damit nicht vorgegeben, diese und die weitere 

Ausgestaltung oblagen vielmehr den Trägern.20 Die ARGE wurde gem.  

§ 44b Abs. 3 S. 1 per Gesetz mit der Wahrnehmung der der BA oblie-

genden Aufgaben betraut. Die kommunalen Träger sollten die Wahr-

nehmung der ihnen obliegenden Aufgaben auf die ARGE durch einen 

zusätzlichen Übertragungsakt delegieren.21 Neben der Hilfe aus einer 

Hand sollten Doppelstrukturen abgebaut werden, indem Maßnahmen 

                                                
15 BT-Drs. 15/2259; Loos, NVwZ 2008, 514; Münder, NJW 2004, 3209 (3213). 
16 Henneke, DÖV 2005, 177 (179f.); Ruge/Vorholz, DVBl. 2005, 403f. 
17 Im Weiteren nur noch Träger genannt. 
18 BT-Drs. 15/2259, S. 2. 
19 Mit a.F. ist nachfolgend stets die bis zum Inkrafttreten der Neuorganisation am 
11.08.2010 bzw. 01.01.2011 geltende Fassung des SGB II gemeint. 
20 Rixen, in: Eicher/Spellbrink, SGB II, § 44b, Rn. 21. 
21 Die Ausgestaltung als Soll-Vorschrift hat einen verpflichtenden Charakter, von dem 
nur in atypischen Fällen abgewichen werden kann  BverfGE 119, 331, 351f. 
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der Träger ohne Reibungsverluste und Verschiebebahnhöfe harmoni-

siert werden.22 Von insgesamt 439 kommunalen Trägern nahm die 

überwiegende Zahl  zuletzt 345  die Aufgabenwahrnehmung in AR-

GEn zusammen mit der BA wahr.23 Aufgrund der als in den ARGEn zu 

stark empfundenen zentralistischen Steuerung durch die BA, die ein 

Ausbremsen der kommunalen Ideen und Kompetenzen zur Folge hatte, 

entbrannte auf kommunaler Ebene der Wunsch, die eigenen Einfluss-

möglichkeiten zu erhöhen und dezentrale Verantwortungen zu stärken.24 

Dem sind sechs kreisfreie Städte und 63 Kreise25 gefolgt, indem sie von 

der Möglichkeit der Experimentierklausel in § 6a Abs. 3 S. 1 a.F. Ge-

brauch gemacht haben. Danach konnten neben dem Regelmodell der 

gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung bis zu 69 kommunale Träger, 

befristet auf sechs Jahre, zugelassen werden, die gesamten Aufgaben 

nach dem SGB II eigenständig wahrzunehmen. 

Von der Möglichkeit, die Aufgaben in getrennter Trägerschaft von BA 

und kommunalen Träger wahrzunehmen, haben 23 Städte und Kreise 

Gebrauch gemacht.26 Die getrennte Aufgabenwahrnehmung stieß bei 

kommunalen Trägern mit einer geringen Arbeitslosenquote auf fruchtba-

ren Boden27, weshalb es nicht verwundert, dass sich diese in Baden-

Württemberg konzentriert hatten. Eine wissenschaftliche Bewertung 

darüber, welche Organisationsform am besten geeignet war, konnte 

bislang nicht erfolgen. Alle Formen wiesen sowohl Vor- als auch Nach-

teile auf. Ihre Effizienz hing letztlich in einem nicht unwesentlichen Maß 

von den Gegebenheiten auf den lokalen Arbeitsmärkten ab.28 

 

II. Urteil des BVerfG vom 20.12.2007 

Dem BVerfG lagen Verfassungsbeschwerden von elf Kreisen gegen  

§§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 44b und 46 Abs. 1 und Abs. 5-10 a.F. vor. Kern-

stück war die Auffassung der Kreise, dass die gemeinsame Aufgaben-

wahrnehmung in den ARGEn nicht mit den verfassungsrechtlichen Vor-

gaben im Einklang steht. Das BVerfG erklärte die Verfassungsbe-

                                                
22 Hessisches Sozialministerium, Job-Center in Hessen, Wiesbaden, 2005, S. 82; Stif-
tung Marktwirtschaft, Tagungsbericht vom 22.04.2008, Berlin, S. 1f. 
23 Nakielski, SoSi 2010, 165 (166). 
24 Henneke, DÖV 2006, 726 (728f.). 
25 Knigge, ZFSH/SGB 2009, 526. Durch die Änderung der Kommunalträger-
Zulassungsverordnung in der Fassung vom 24.09.2004 durch Art. 1 der Verordnung vom 
14.04.2011 (BGBl. I S. 645), wurde den Gebietsreformen in SN und S-A Rechnung ge-
tragen, sodass seit dem 30.04.2011 nur noch 67 zkT existieren. 
26 BR-Drs. 226/10, S. 26; Dyllick/Lörincz/Neubauer, NJ 2011, 15. 
27 Schwendy, TuP 2008, 204 (205). 
28 Strotmann, in: Stiftung Marktwirtschaft, Tagungsbericht vom 22.04.2008, Berlin, S. 3. 
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schwerden mit Urteil vom 20.12.2007 insoweit für unbegründet, wie sie 

sich gegen §§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 46 Abs. 1 und Abs. 5-10 a.F. wand-

ten. Im Hinblick auf die Zusammenarbeit in den ARGEn erklärte das 

BVerfG die Regelung des § 44b a.F. für mit dem GG unvereinbar.29 

Die Pflicht seitens der kommunalen Träger, ihre Aufgabenwahrnehmung 

auf die ARGE zu übertragen, verstößt danach gegen den Grundsatz der 

eigenverantwortlichen Aufgabenerledigung30, der die Freiheit von staatli-

cher Reglementierung hinsichtlich der Art und Weise der Aufgabenerle-

digung und die Organisation der Kommunalverwaltung einschließlich der 

Haushalts- und Personalautonomie gewährleistet.31 Im Rahmen der 

Entscheidungszuständigkeiten für die Aufgabenwahrnehmung obliegt 

die Organisation der zuständigen Stellen sowie der Steuerungsmecha-

nismen den Kommunen.32 Eine Einschränkung erfährt dies mit Blick auf 

Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG lediglich durch die Ausgestaltung des Gesetzge-

bers, wobei diese nicht Kernbereich betreffen darf.33 Die eigenverant-

wortliche Aufgabenwahrnehmung der kommunalen Träger wird dann 

beeinträchtigt, wenn der Gesetzgeber ohne Rechtfertigung die gemein-

same Aufgabenwahrnehmung vorschreibt.34 

Nach der Kompetenzordnung der Art. 83ff. GG nehmen Bund und Län-

der die Verwaltungszuständigkeiten grundsätzlich getrennt voneinander, 

d.h. mit eigenem Personal, eigenen Sachmitteln und eigener Organisati-

on, wahr. Diesbezüglich fordert das BVerfG eine klare Zuordnung von 

Kompetenzen der Träger unter Berücksichtigung der Grundsätze der 

Normenklarheit und der Widerspruchsfreiheit.35 Mit Blick auf eine unun-

terbrochene Legitimationskette vom Volk zu den mit staatlichen Aufga-

ben betrauten Stellen bedarf es eines bestimmten Legitimationsni-

veaus36, an dem es gerade fehlt, wenn keine klare Zuordnung von Ver-

antwortung gegeben ist.37 Die Inanspruchnahme von nicht zuständigen 

Verwaltungsträgern ist dabei zwar möglich, jedoch nur aufgrund eines 

besonderen sachlichen Grundes in Bezug auf eine eng umgrenzte Ver-

waltungsmaterie.38 Die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung nach § 44b 

a.F. beschränkte sich aber weder auf eine räumliche Zusammenfassung 
                                                
29 BVerfGE 119, 331, 352. 
30 BVerfGE 119, 331, 362. 
31 BVerfGE 83, 363, 382; 91, 228, 245. 
32 BVerfGE 119, 331, 362. 
33 BVerfGE 83, 363, 381; 119, 331, 363. 
34 BVerfGE 119, 331, 363. 
35 BVerfGE 21, 73, 79; 108, 169, 181f.; 119, 331, 365f. 
36 BVerfGE 9, 268, 281; 83, 60, 72; 107, 59, 87; Schliesky, Souveränität und Legitimität 
von Herrschaftsgewalt, S. 302. 
37 BVerfGE 119, 331, 366. 
38 BVerfGE 63, 1, 41; 119, 331, 367. 


